Deutscher Bundestag 
5. Wahlperiode 


Drucksache V/3519 


Sdiriitlidier Bericht 

des Auswärtigen Ausschusses 
(3. Ausschuß) 

über die von der Bundesregierung vorgelegten Berichte vom 
28. Dezember 1967 und 26. März 1968 zu dem Abkommen 
zwischen der Bundesrepublik Deutschland, Kanada und dem 
Vereinigten Königreich von Großbritannien und Nordirland 
betreffend die Durchführung von Manövern und anderen 
Übungen im Raume Soltau-Lüneburg 
(Soltau-Lüneburg- Abkommen) 

— Drucksachen V/2442, V/2763 — 


A. Bericht des Abgeordneten Wienand 


Die beiden Berichte der Bundesregierung wurden 
mit Schreiben des Präsidenten des Deutschen 
Bundestages vom 17. Januar 1968 und 2. April 1968 
gemäß § 76 Abs. 2 der Geschäftsordnung dem Aus- 
wärtigen Ausschuß federführend und dem Ver- 
teidigungsausschuß sowie dem Innenausschuß zur 
Mitberatung überwiesen. 

Der Auswärtige Ausschuß hat die Vorlagen in 
seiner Sitzung vom 30. Oktober 1968 abschließend 
behandelt. Die beiden Berichte gehen auf eine Ent- 
schließung des Deutschen Bundestages vom 4, Mai 
1961 zurück, durch die die Bundesregierung auf- 
gefordert worden war, alles in ihren Kräften ste- 
hende zu unternehmei;!, um die Lage der Zivil- 
bevölkerung im Raume Soltau/Lüneburg soweit wie 
irgend möglich zu erleichtern, die durch die in 
diesem Raum ständig übenden britischen und kana- 
dischen Streitkräfte erheblich in Mitleidenschaft 
gezogen wird. 

Der Auswärtige Ausschuß begrüßt die Ergebnisse 
der längeren Verhandlungen, die auf Grund dieses 
Beschlusses des Deutschen Bundestages in der 


Zwischenzeit geführt worden sind. Besonders wich- 
tig erscheint die Bereitschaft der britischen und 
kanadischen Streitkräfte, nach Beginn der Getreide- 
ernte alle Übungen auf landwirtschaftlich genutzten 
Grundstücken für zwei Monate einzustellen. Hin- 
zuweisen ist ferner auf Vereinbarungen zum Schutz 
der Nachtruhe der Zivilbevölkerung, zum Schutz 
des zivilen Straßenverkehrs und über Beschränkun- 
gen von langfristigen Biwaks. Schließlich ist die 
sogenannte „rote Fläche", die besonders für Panzer - 
Übungen benutzt wird, im gegenseitigen Ein- 
vernehmen neu abgegrenzt worden. 

Nach Auffassung des Ausschusses ist in Zukunft 
ein besonderes Augenmerk auf das Problem der 
Erosionsbekämpfung vor allem im Heidegebiet und 
auf die Erhaltung und den Schutz praehistorischer 
Fundstellen zu richten. Der Ausschuß hält es für er- 
forderlich, daß die Bundesregierung nach angemesse- 
ner Zeit einen erneuten Bericht über die praktischen 
Auswirkungen der neuen Vereinbarungen vorlegt. 
Der nachfolgende Antrag des Auswärtigen Aus- 
schusses stimmt mit den Empfehlungen der mit- 
beratenden Ausschüsse überein. 


Bonn, den 18. November 1968 


Wienand 

Berichterstatter 
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B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen: 

1. Die Berichte der Bundesregierung — Druck- 
sachen V/2442, V/2763 — werden zustimmend zur 
Kenntnis genommen. Es wird mit Befriedigung 
festgestellt, daß weitere Erleichterungen im 
Interesse der Bevölkerung vereinbart worden 
sind. 

2. Die Bundesregierung wird im Hinblick auf Vor- 
gänge in der Vergangenheit ersucht, besonders 
auf die Einhaltung derjenigen Bestimmungen zu 
dringen, die das Verbot von Nachtübungen mit 
Schießen in bewohnten Gebieten zum Gegen- 
stand haben. 

3. Die Bundesregierung wird ersucht, zum 30. Juli 
1970 erneut über die Auswirkungen des Ab- 
kommens zu berichten. 


Bonn, den 18. November 1968 


Der Auswärtige Ausschuß 

Dr. Kopf Wienand 

Vorsitzender Berichterstatter 
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